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„Zukunft des G-BA: Mehr Patientenbeteiligung wagen?“
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Über Beteiligung: Generationengerechtigkeit

! Generationengerechtigkeit in das Grundgesetz !

• 2006: Überparteilicher Vorschlag von 36 jungen Bundestagsabgeordneten (u. a. Jens Spahn, 26), notwendige 
Zweidrittelmehrheit realistisch (Frankfurter Allgemeine Zeitung 2006)

Neuer Artikel 20b:
„Der Staat hat in seinem Handeln das Prinzip der Nachhaltigkeit zu beachten und die Interessen künftiger 

Generationen zu schützen.“ (Deutscher Bundestag 2006)

Umformulierung Artikel 109 Absatz 2 Finanzverfassung Grundgesetz: 
„Bund und Länder haben bei ihrer Haushaltswirtschaft den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts, dem Prinzip der Nachhaltigkeit sowie den Interessen der künftigen Generationen Rechnung zu 
tragen.“ (Deutscher Bundestag 2006) 

• 2007: Plenardebatte im Bundestag, zur weiteren Beratung an Rechtsausschuss überwiesen 

• 2008: Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung (PBnE) bringt Vorschlag erneut, lädt 
Sachverständige etc.

• 2009: 16. Legislaturperiode endet ohne einen Beschluss in dieser Sache

• 2018: Ex-Präsident BVerfG, Hans-Jürgen Papier, fordert erneut (Anger 2018) 

• 2019: PBnE fordert erneut (Schwerpunkt ökologische und wirtschaftliche Nachhaltigkeit) (CDU/CSU 
Bundestagsfraktion 20.02.2019)
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„Jede Generation muss ihre Aufgaben selbst lösen und darf sie 

nicht den kommenden Generationen aufbürden. Zugleich muss 

sie Vorsorge für absehbare zukünftige Belastungen treffen“ 

(Die Bundesregierung 2016)
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Was wir über Beteiligung wissen*

 Erfolgreichste Lobbyistin unserer Zeit war 16 Jahre alt und ist weder befähigt noch 
ermächtigt worden, politisch Einfluss zu nehmen

*mittlerweile gelernt haben sollten

 Beteiligung muss eingefordert werden

 Qui tacet, consentire videtur

 Politik der Zukunft ist themengesteuert

 Schneid von Silberrücken angezweifelt
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Über Lobbyarbeit und Beteiligung im 
Gesundheitswesen

 Gesundheitswesen ist von Lobbyarbeit durchzogen und gesteuert

 Gesetzlich etablierte Entscheider und Akteure (SGB) haben eine Stimme

 Industrie und PatientInnen nicht

 Lobbyisten und deren Netzwerk käuflich (Startups)

 Ohne inoffizielle Einflussnahme keine Neuerungen! Wenn doch, dann oft politisch-

opportun (ggf. „an der Versorgung vorbei“)

 Systemfehler: PatientInnen kaum existent, passive LeistungsempfängerInnen, 

KundInnen ohne viel Einfluss auf Angebot und Nachfrage
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9siehe z. B. Destatis Pressemitteilung vom 6.4.2021: Gesundheitsausgaben im Jahr 2019 auf über 400 Milliarden Euro gestiegen



Über Lobbyarbeit und Beteiligung im 
Gesundheitswesen
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ALSO FÜR UNS STEHEN

PATIENTINNEN IM MITTELPUNKT.

PATIENTENZENTRIERT

PATIENTENORIENTIERT



Das Recht von PatientInnen im System

 PatientInnen sind nicht Objekte einer Fürsorgestelle sondern sind mündig und 

entscheiden über ihre Behandlung in erster Linie selbst

 Es gibt Patientenrechte in den SGBs, aber nicht das Mitgestaltungsrecht einer 
kollektiven Stimme

 Selbsthilfegruppen und Betroffenenkollektive können ebenso demokratisch eine 
Stellungnahme zu der für sie relevanten Indikation abgeben wie die VertreterInnen von 
Krankenkassen und Ärzteschaft

 Argumente gegen Stimmrecht von PatientInnen im G-BA:
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Das Recht von PatientInnen im System

Argumente gegen Stimmrecht von PatientInnen im G-BA:

 System ist schon komplex genug / Entscheidungen werden schwieriger

 PatientInnen haben keine Budgetverantwortung = kein Stimmrecht

 PatientInnen fehlt das Fachwissen

 Lobby finanziert Selbsthilfegruppen, Abhängigkeit vermutet

 Weitere Verteuerung des Systems, weil PatientInnen immer mehr Leistungen fordern 

und aus ihrem Leidensdruck heraus für Innovationen stimmen

 PatientInnenvertretung ist im G-BA vorhanden und wird erhört
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Prof. Dr. iur. Peter Axer (Uni Heidelberg): 
G-BA = Zentralkomitee des Gesundheitswesens

Deutsche Stiftung Patientenschutz will fünfte 
"maßgebliche Organisation" werden: BMG sagt Nein, 

G-BA fühlt sich nicht zuständig

Kampf um Mitbestimmung

Lobbyist Kloepfer klagt mit Ärzten und Kassen:
G-BA = intransparenter Quasi-Gesetzgeber

Spahn: 3 Mio. Frauen mit Fettverteilungsstörungen leiden, 
ihnen wollen wir schnell helfen, ohne G-BA
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Brauchen wir eine „echte“ Beteiligung?

Andere Beispiele: Frauenquote, Einbezug Pflege im Gesundheitswesen

Antwort: 

 Ich denke ja und ich erkläre Ihnen auch, warum
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Reicht die PatientInnen-Beteiligung im 
G-BA?
Sie haben Antrags- aber kein Stimmrecht, vielleicht reicht das nicht aus.

Beispiele für Anliegen: 

 Pränatale nichtinvasive Diagnostik

 Sterbehilfe

 Sehhilfen

 Zahnmedizinische Versorgung

Es geht längst nicht nur um Zähne oder Brillen – sondern um sozioökonomischen Status. 
Muss das in Deutschland sein?
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Vor diesem Hintergrund:

Brauchen wir stimmberechtigte 
Patientenbeteiligung im G-BA?
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Denkanstoß für die Diskussion:

Sogar die Zahnärzte sind als Untergruppe der Ärzteschaft im G-BA 

vertreten. Aber die Pflege hatte nie eine Stimme, dabei ist sie wichtiger 

Bestandteil des Systems und auch von G-BA-Entscheidungen. Wir haben 

einen Pflegenotstand, der 2035 erst richtig zutage treten wird. Jetzt wird 

über umstrittene Pflegekammern versucht, der Pflege eine Lobby zu geben 

– wäre sie früher berücksichtigt worden, hätten wir die Interessen der 

Pflegekräfte früher gehört. 
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